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Vorwort

Eigentlich sollte der Erwerb, die Vermietung oder Veräußerung einer Im-
mobilie keine nennenswerten steuerlichen Probleme aufwerfen, jedenfalls
keine umsatzsteuerlichen. Das Gegenteil ist der Fall. Immobilien haben
vielschichtige Berührungspunkte zu umsatzsteuerlichen Fragestellungen.
Diese beginnen mit der Unternehmereigenschaft des Vermieters und er-
strecken sich anschließend auf Fragen des Umfangs steuerfreier Vermie-
tung, der Option zur Steuerpflicht, der Immobilienveräußerung im Grenz-
bereich zur Geschäftsveräußerung, des Vorsteuerabzuges, insbesondere
bei gemischt-genutzten Immobilien, sowie seiner möglichen späteren
Korrektur zugunsten wie zuungunsten des Vermieters innerhalb eines
zehnjährigen Berichtigungszeitraumes. Weitere Fragestellungen folgen
aus der Möglichkeit völliger oder teilweiser Zuordnung von Immobilien
zum Unternehmensvermögen sowie dem Wechsel der Steuerschuldner-
schaft bei Grundstückslieferungen und Bauleistungen. Ebenso muss sich
der Vermieter auch mit banalen formellen umsatzsteuerlichen Problemen
herumschlagen, wie etwa der Ausstellung ordnungsmäßiger Rechnungen
bei Ausgangs- und Eingangsumsätzen. Ihn trifft also nahezu die gesamte
Bandbreite systemtragender umsatzsteuerlicher Vorschriften.

Das vorliegende Werk gibt dem Vermieter und seinem Berater durch
praxisbezogene Darstellung der genannten Themenbereiche, angereichert
mit mehr als hundert Beispielen sowie zusammenfassenden Übersichten
und Checklisten, Hilfestellung, die umsatzsteuerlichen Anforderungen zu
bewältigen. Er wird damit in die Lage versetzt, die vertraglichen Verhält-
nisse zu Mietern, Handwerkern, Käufern und Verkäufern so zu gestalten,
dass umsatzsteuerliche Risiken vermieden werden. Dies erfordert eine
Sensibilisierung auch für scheinbare Randbereiche des Umsatzsteuer-
rechts, wie etwa der Geschäftsveräußerung. Gerade sie hält bei Immobili-
entransaktionen mitunter Überraschungen bereit, denen nur mit sorgfälti-
ger vertraglicher Gestaltung begegnet werden kann.

Wir waren redlich bemüht, Rechtsprechung, Verwaltungsanweisungen
sowie Schrifttum zum Immobilienbereich möglichst umfassend auszu-
werten, ohne den Praxisbezug zu verlieren. Außerdem war die Nahtstelle
zum Ertragsteuerrecht aufzuzeigen, wie etwa die Bedeutung von Vorsteu-
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erkorrekturen sowie Wertungsunterschiede zwischen dem umsatzsteuer-
lichen Unternehmens- sowie dem ertragsteuerlichen Betriebsvermögen.
Besonderes Augenmerk richteten wir auf einschlägige Verwaltungsan-
weisungen, insbesondere die Umsatzsteuerrichtlinien 2008. Wem dient
schon eine vorteilhaft anmutende Rechtsauffassung, wenn sie auf Ableh-
nung der Finanzverwaltung stößt und nur in langwierigen, kostenintensi-
ven Auseinandersetzungen durchsetzbar ist. Schließlich war auf anhängi-
ge Revisionsverfahren hinzuweisen und dort Kritik zu üben, wo sie
angebracht erschien.

Nach allem erhält der betroffene Personenkreis eine Gebrauchsanwei-
sung, einschlägigen umsatzsteuerlichen Fragestellungen im Immobilien-
bereich mutig entgegentreten zu können.

Für Anregungen aus dem Leserkreis sind wir sehr verbunden.

Bad Homburg, im Oktober 2007 Bernd Meyer
Jochen Ball
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